










In dem Fall, den das BAG zu entscheiden hatte, hatte ein Arbeit-
nehmer im Rahmen eines Mitarbeiterbeteiligungsprogramms 
virtuelle Aktienoptionen erhalten, die im Zuge einer vierjährigen 
Vesting-Periode schrittweise im Falle eines Ausübungsereignisses 
(z. B. Börsengang) ausübbar wurden. Nach seiner Eigenkündigung 
verweigerte der Arbeitgeber die Anerkennung der bereits „geves-
teten“ Optionen mit Verweis auf entsprechende Verfallklauseln im 
Optionsprogramm. Die Employee Stock Option Provisions (ESOP) 
enthielten dabei folgende Regelungen:

• „Gevestete“, aber noch nicht ausgeübte virtuelle Optionen ver-
fallen sofort im Falle einer Eigenkündigung des Arbeitnehmers.

• „Gevestete“, aber noch nicht ausgeübte virtuelle Optionen 
verfallen sukzessive binnen zwei Jahren nach dem Ende des 
Arbeitsverhältnisses – und damit deutlich schneller, als sie zuvor 
erdient wurden.

Das BAG stufte die Regelungen als Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen im Sinne des § 305 BGB ein und unterzog sie einer 
Inhaltskontrolle nach § 307 BGB. Ergebnis: Beide Klauseln sind 
unwirksam. In ausdrücklicher Abkehr von seiner bisherigen 
Rechtsprechung entschied das Gericht, dass bereits „gevestete“ 
Optionen Ausdruck erdienter Vergütung seien und nicht ohne 
sachlichen Grund entwertet werden dürften. Der sofortige oder 
beschleunigte Verfall stelle eine unangemessene Benachteiligung 
des Arbeitnehmers dar und wirke faktisch als Kündigungserschwer-
nis – insbesondere, wenn die Ausübbarkeit der Optionen an ein 
ungewisses Ereignis (z. B. Börsengang) gekoppelt ist.

3. Bedeutung für die Praxis

Das BAG-Urteil stellt einen Paradigmenwechsel dar: Virtuelle Betei-
ligungen gelten als Teil der Gegenleistung für geleistete Arbeit – mit 
entsprechendem Schutz. Die Erwägungen des BAG treffen jedoch 
nur auf bereits gevestete Optionsrechte zu, sodass der Verfall 
noch nicht gevesteter Optionen im Falle einer Eigenkündigung 
weiterhin als zulässig zu bewerten ist. Die Entscheidung des BAG 
dürfte auch auf entsprechende Regelungen in Long Term Incentive 
Plänen übertragbar sein.

Arbeitgeber mit Beteiligungsprogrammen sind nun gefordert, nach 
Veröffentlichung der Entscheidungsgründe des BAG, ihre Beteili-
gungsprogramme einer Prüfung und gegebenenfalls Anpassung im 
Einklang mit der neuen Rechtsprechung des BAG zu unterziehen.  
Des Weiteren ist mit der Geltendmachung von Ansprüchen von 
bereits ausgeschiedenen Mitarbeitern zu rechnen, deren bereits 
gevestete Optionsrechte seinerzeit nach einer Eigenkündigung 
als verfallen behandelt wurden. Hier wäre insbesondere die 
Wirksamkeit arbeitsvertraglicher Ausschlussfristen oder etwaiger 
umfassender Erledigungsklauseln in Aufhebungs- oder Abwick-
lungsvereinbarungen in den Blick zu nehmen.

Erneuerbare Energien – Vorantrei-
ben der Energiewende durch die 
Rechtsprechung?

Vergleicht man die einschlägigen Urteile der letzten Monate, 
lässt sich derzeit eine Entwicklung in der Rechtsprechung 
beobachten, wonach Sachverhalte verstärkt zu Gunsten des 
Ausbaus der Erneuerbaren Energien gewertet werden. Dies 
war in den vergangenen Jahren nicht selbstverständlich – 
verschiedene Urteile aus den Jahren 2024 und 2025 deuten 
nun einen Trend pro Energiewende an.
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In der EEG-Novelle 2023 wurde erstmalig gesetzlich festgeschrieben, 
dass die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energien im „überragenden öffentlichen Interesse“ 
liegen und der „öffentlichen Sicherheit“ dienen (§ 2 EEG). Dieses 
überragende öffentliche Interesse dürfte seither regelmäßig anderen 
öffentlich-rechtlichen Normen sowie privaten Rechten vorgehen. 
Dies zeigt sich nun auch in der jüngsten Rechtsprechung – zur 
Verdeutlichung dienen vier aktuelle Urteile:

1. BVerwG, Urteil vom 23.01.2025 – 7 C 4.24

Das Bundesverwaltungsgericht hatte im Januar 2025 über die 
Genehmigung eines Unternehmens zum Betrieb dreier Windräder 
zu entscheiden. Die Besonderheit hierbei war, dass diese Windener-
gieanlagen in unmittelbarer Nähe zu einem bereits bestehenden 
Windpark installiert werden sollten. Die Genehmigung wurde von 
der zuständigen Behörde zwar erteilt, allerdings mit der einschrän-
kenden Aufl age, die Anlagen nachts nur in einem schallreduzierten 
Betriebsmodus laufen zu lassen, um Wohngebäude in der Nähe 
vor zu viel Lärm zu schützen.

Das Bundesverwaltungsgericht folgte hier überraschenderweise der 
Argumentation des Unternehmens, wonach die drei Windenergie-
anlagen isoliert zu betrachten seien und hob die Beschränkung 
der Genehmigung auf. Drei einzelne Anlagen seien nicht geeignet, 
ausreichenden Lärm zu verursachen, sodass Anwohner sich aus-
gerechnet von diesen Anlagen gestört fühlen könnten.
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2. OVG Münster, Urteil vom 27.11.2024 – 10 A 
2281/23; 10 A 1477/23

Das OVG Münster entschied im November 2024 in zwei Fällen (Düs-
seldorf und Siegen), dass die Installation von Photovoltaikanlagen 
grundsätzlich auch auf denkmalgeschützten Gebäuden zulässig 
ist. Dies hatte das OVG Lüneburg erst im Juni 2023 noch anders 
entschieden (Beschluss vom 08.06.2023 – 1 ME 15/23).

3. OVG Münster, Beschluss vom 26.09.2024 – 22 B 
727/24.AK

In Nordrhein-Westfalen war im Sommer 2023 eine Vorschrift im 
dortigen Landesplanungsgesetz erlassen wurden, wonach die 
Genehmigungsverfahren für Windenergieanlagen für ein Jahr 
ausgesetzt werden dürfen, wenn die Regionalplanung durch das 
Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert würde.

Das Oberverwaltungsgericht in Münster gab nicht nur einem gegen 
die Aussetzung des Verfahrens gerichteten Eilantrag statt, sondern 
hielt auch die Norm insgesamt für offensichtlich rechtswidrig.

4. OVG Koblenz, Urteil vom 04.04.2024 – 1 A 
10247/23. OVG

Im April 2024 fällte das Oberverwaltungsgericht Koblenz eine Ent-
scheidung zu Gunsten von Kleinwindenergieanlagen. Entgegen der 
Ansicht eines Landkreises in Rheinland-Pfalz stellte das Gericht klar, 
dass auch sog. Kleinwindenergieanlagen, die nicht der öffentlichen 
Energieversorgung dienen, sondern lediglich die private Strom-
erzeugung decken soll, im Außenbereich als Vorhaben zur „Nutzung 
der Windenergie“ baurechtlich privilegiert und damit zulässig sind.

Fazit

Die Branche der Erneuerbaren Energien war in Vergangenheit und 
ist auch aktuell immer wieder Unsicherheiten ausgesetzt – durch 
wechselnde politische Vorgaben waren Investitions- und Planungs-
sicherheit bisher kaum gegeben. Die aktuelle Entwicklung in der 
Rechtsprechung weckt jedoch den Eindruck, dass zumindest auf 
Ebene der Justiz zukünftig mit einer einheitlichen Linie gerechnet 
werden kann.

Wir beraten Sie gern rund um das Thema Erneuerbare Energien, 
insbesondere hinsichtlich Genehmigung, Errichtung und Betrieb 
von Wind- und Solarparks sowie zu der Verpachtung von Flächen 
für die genannten Vorhaben.

Neue Grundsteuer: Gibt es 
Ausnahmen vom Geltungsbereich 
der Bodenrichtwerte?

„Die von den Gutachterausschüssen festgesetzten Boden-
richtwerte sind von den Finanzbehörden ungeprüft und 
ohne eigenen Bewertungsspielraum der Bodenwertermitt-
lung zugrunde zu legen.“ Inwieweit diese Formulierung, mit 
der die Finanzverwaltung Einsprüche gegen den Bodenricht-
wert zurückweist, die tatsächliche Rechtslage widerspiegelt, 
zeigt eine aktuelle Entscheidung des Finanzgerichts (FG) 
Düsseldorf (Aktenzeichen 11 V 2128/24 A (BG)).
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Hintergrund

Ein zentraler Kritikpunkt am Grundsteuermodell des Bundes 
ist die Heranziehung von Bodenrichtwerten als maßgebende 
Bemessungsgrundlage der Grundsteuerwert feststellung. Boden-
richtwerte sind durchschnittliche Lagewerte des Bodens, die für 
ein bestimmtes Gebiet mit im Wesentlichen gleichen Nutzungs- 
und Wertverhältnissen ermittelt werden und sich auf das sog. 
Bodenrichtwertgrundstück („fi ktives Mustergrundstück“) beziehen. 
Nach dem reformierten Bewertungsrecht werden Abweichungen 
zwischen den Grundstücksmerkmalen des Bodenrichtwertgrund-
stücks und des zu bewertenden Grundstücks mit Ausnahme 
unterschiedlicher Entwicklungszustände und Arten der Nutzung 
bei überlagernden Bodenrichtwertzonen ausdrücklich nicht berück-
sichtigt (vgl. § 247 Abs.1 BewG).

Sachverhalt

Im zugrundeliegenden Fall streiten die Beteiligten für Aussetzungs-
zwecke um die Feststellung eines Grundsteuerwerts.

Der Antragsteller ist Eigentümer eines unbebauten Grundstücks, 
das zu einem Landschaftsschutzgebiet gehört. Das Finanzamt 
stellte einen Grundsteuerwert basierend auf dem in der Boden-
richtwertzone ausgewiesenen Bodenrichtwert von EUR 630 pro 
Quadratmeter für baureifes Land fest. Dagegen legte der Antrag-
steller Einspruch mit der Begründung ein, dass es sich um nicht 
bebaubares Landschaftsschutzgebiet handele, das als Gartenfl äche 
genutzt werde.



Der zuständige Gutachterausschuss verweist auf Nachfrage auf 
einen Bodenrichtwert für vergleichbare Flächen in Höhe von 
EUR 3,50 pro Quadratmeter. Der Antragsteller begehrt daher die 
Aussetzung der Vollziehung des Bescheids, soweit ein Bodenricht-
wert von mehr als EUR 3,50 pro Quadratmeter berücksichtigt werde.

Beschluss und Begründung

Nach der Auffassung des FG Düsseldorf bestehen Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit des angefochtenen Bescheids, weshalb der Antrag 
auf Aussetzung der Vollziehung überwiegend begründet ist.

Da die zu bewertende Fläche keinem der Entwicklungszustände 
von baureifem Land, Rohbauland, Bauerwartungsland oder Flächen 
der Land- und Forstwirtschaft zugeordnet werden kann, ordnet der 
Senat die wirtschaftliche Einheit als sonstige Fläche nach § 3 Abs. 5 
ImmoWertV ein. Der Ausweis einer solchen Fläche in einem Land-
schaftsschutzgebiet ist mit erheblichen Nutzungsbeschränkungen 
verbunden und steht einer Bauerwartung grundsätzlich entgegen. 
Insoweit ist der vom Gutachterausschuss in der Richtwertzone 
angesetzte Bodenrichtwert für baureifes Land nicht einschlägig. 
Sind Bodenrichtwerte nicht fl ächendeckend ausgewiesen, hat der 
Gutachterausschuss eine ergänzende Bodenrichtwertermittlung 
durchzuführen. Sofern er dieser Verpfl ichtung nicht nachkommt, ist 
der Wert des unbebauten Grundstücks gemäß § 247 Abs. 3 BewG 
aus den Werten vergleichbarer Flächen abzuleiten.

Vorliegend schätzt der Senat den Bodenrichtwert auf EUR 10,50 
pro Quadratmeter. Dies entspricht dem dreifachen Wert des vom 
Gutachterausschuss angenommenen Bodenrichtwerts für Grünland. 
Die Aussetzung der Vollziehung wird damit in Höhe der Differenz 
zu dem vom Finanzamt ermittelten Bodenwert gewährt.

Einschätzung und Ausblick

Der Beschluss des FG Düsseldorf trägt maßgeblich dazu bei, die 
Rechte der Grundstückseigentümer zu stärken. Anknüpfend an 
die Entscheidungen des FG Berlin-Brandenburg (Aktenzeichen 3 
K 3170/22 und 3 K 3142/23) bestätigt das FG die grundsteuerrecht-
liche Bedeutung des § 15 Abs. 2 ImmoWertV, wonach Grundstücke 

oder Grundstücksteile mit einer vom Bodenrichtwertgrundstück 
abweichenden Art der Nutzung oder Qualität zwar Bestandteil 
der Bodenrichtwertzone sein können; allerdings gilt der dort 
angegebene Bodenrichtwert dann nicht für diese Grundstücke. 
Sofern demnach von den zuständigen Gutachterausschüssen kein 
Bodenrichtwert ermittelt wurde, hat die Finanzverwaltung gemäß 
§ 247 Abs. 3 BewG den Wert des unbebauten Grundstücks aus 
den Werten vergleichbarer Flächen abzuleiten. Dabei sind die 
individuellen Aspekte des zu beurteilenden Grundstücks einzu-
beziehen, sodass sich eine Ausnahme von der Maßgeblichkeit der 
Bodenrichtwerte ergibt.

IDW veröffentlich Klarstellungen zu 
Going Concern und Insolvenz: Fokus 
auf Unternehmensplanung

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland bleibt angespannt, 
und immer mehr Unternehmen sehen sich mit existenziellen 
Herausforderungen konfrontiert. Das Institut der Wirtschafts-
prüfer e.V. (IDW) hat am 7. Mai 2025 neue Klarstellungen 
und Pointierungen zum Thema „Going Concern und Insol-
venz“ veröffentlicht, die vor allem die Bedeutung der Unter-
nehmensplanung zur Bewertung der Fortführungsfähigkeit 
in den Fokus rückt.
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Wichtige Inhalte der IDW-Veröffentlichung auf 
einen Blick

Handelsrechtliche Fortführungsannahme:

Die gesetzliche Fortführungsvermutung nach § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB 
gilt grundsätzlich, kann jedoch bei tatsächlichen oder rechtlichen 
Gegebenheiten entfallen. Das IDW betont, dass eine detaillierte 
Unternehmensplanung entscheidend ist, sobald bestandsgefähr-
dende Entwicklungen erkennbar sind. Eine belastbare Planung 
ermöglicht es, Risiken frühzeitig zu erkennen und geeignete Maß-
nahmen zur Sicherung der Unternehmensfortführung zu ergreifen.

Insolvenzrechtliche Pfl ichten:

Die gesetzlichen Vertreter sind verpfl ichtet, die wirtschaftliche Lage 
ihres Unternehmens fortlaufend zu überwachen. Eine drohende 
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung muss frühzeitig erkannt 
und adressiert werden.

Abgrenzung von Bestandsgefährdung und In-
solvenzreife:

Das IDW differenziert klar zwischen wesentlichen Unsicherheiten, 
die zu einer Bestandsgefährdung führen können, und der tatsäch-
lichen Insolvenzreife. Ein Unternehmen ist nicht zwingend insolvent, 
wenn bestandsgefährdende Risiken bestehen.

Bedeutung einer belastbaren Planung:

Die IDW-Veröffentlichung verdeutlicht, dass eine belastbare Unter-
nehmensplanung eine wesentliche Grundlage für die Beurteilung 
der Fortführungsfähigkeit ist. Dies gilt insbesondere in Krisen-
situationen. Eine solche Planung muss realistische Annahmen zu 
Liquidität, Erträgen und Aufwendungen enthalten und regelmäßig 
auf Plausibilität überprüft werden.

Relevanz für Ihr Unternehmen

Sie sollten Ihren betriebswirtschaftlichen Status und Ihre Planung 
regelmäßig aktualisieren und ggf. auf Plausibilität prüfen lassen. 
Eine belastbare Planung ist nicht nur ein Instrument zur Krisen-
bewältigung, sondern auch eine wichtige Entscheidungsgrundlage 
für Gläubiger und Investoren.

BGH klärt Grundsätze zur Haftung 
von Unternehmen für ihre Organe

Der BGH bejaht die Haftung einer Gesellschaft für Täu-
schungshandlungen eines Organs, obwohl der Geschädigte 
nur mit einer anderen Gesellschaft in Kontakt stand – maß-
geblich war, dass die handelnde Person beiden Gesellschaf-
ten als Organ angehörte.
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I. Gegenstand der Entscheidung

Die Entscheidung betrifft den Infi nus-Skandal und behandelt die 
Frage, ob Unternehmen innerhalb eines betrügerischen Schnee-
ballsystems für unerlaubte Handlungen der Organe jeweils anderer 
Unternehmen haftbar sind.

Der Vorstandsvorsitzende der insolventen Prosavus AG, hatte seit 
etwa Mitte der 2000er Jahre zusammen mit anderen Personen 
einen Finanzdienstleistungskonzern betrieben. Er war zugleich 
Organ verschiedener Gesellschaften der Unternehmensgruppe. 
Deren zentrale Gesellschaft war die Future Business KGaA, deren 
Geschäftsmodell im Ankauf und in der Weiterführung von bereits 
bestehenden Lebensversicherungspolicen bestand. Zur Finanzie-
rung gab sie Orderschuldverschreibungen aus, die über verbundene 
Unternehmen vertrieben wurden.

Bereits Ende 2007 stellte die Future Business KGaA ihr Kerngeschäft 
ein. Fortan konnten die den Anlegern versprochenen Zinszahlun-
gen nur noch durch neue Anlegergelder gedeckt werden – ein 
klassisches Schneeballsystem. Um weiterhin Anleger zu gewinnen, 
wurden künstliche Gewinne ausgewiesen – durch sog. Eigenver-
träge, also interne Geschäftsvorgänge ohne reale Wertschöpfung.

Die Orderschuldverschreibungen wurden über ein Vertriebsnetz 
aus gutgläubigen Vermittlern angeboten. In den Prospekten und 
Geschäftsberichten wurden hohe Gewinne ausgewiesen, obwohl 
das eigentliche Geschäftsmodell längst nicht mehr betrieben wurde. 
Die Anleger gingen aufgrund der Beratung davon aus, dass die 
Future Business KGaA in der Lage sei, die Anlagebeträge nebst 
Zinsen zu erwirtschaften und zurückzuzahlen. Spätestens 2009 
erkannte der Vorstandsvorsitzende der Prosavus AG die fehlende 
Tragfähigkeit des Geschäftsmodell sowie die Irreführung der Anleger.
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Bleiben Sie auf dem Laufenden!

Wir behalten den Überblick für Sie und informieren kompakt: 
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monatlich die für Ihren Arbeitsalltag relevanten Informationen zusammen und 

senden Ihnen Einladungen zu unseren Veranstaltungen.

Registrieren Sie sich jetzt unter:
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Außerdem erhalten Sie Einblicke in die eureos-Welt bei Instagram  
und LinkedIn. Folgen Sie den Kanälen unter eureos gruppe und blicken  

Sie hinter die Kulissen. Ob Fachveranstaltung, Teamevent oder  
Büroalltag - ab sofort sind Sie dabei!
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Der Kläger war Anleger bei der Future Business KGaA und verlangte 
nun vom beklagten Insolvenzverwalter der Prosavus AG die Fest-
stellung einer Schadensersatzforderung zur Insolvenztabelle, weil 
sich die Prosavus AG mit Wissen und Wollen ihres Vorstandes aktiv 
am Betrug beteiligt habe. Die Täuschung der Future Business KGaA 
sei ohne diesen Beitrag nicht möglich oder zumindest erheblich 
erleichtert worden.

Während das Landgericht die Klage abwies, gab das Berufungs-
gericht dem Kläger recht. Die Revision des Insolvenzverwalters 
blieb erfolgslos.

II. Die Entscheidung des BGH

Der BGH entschied mit Urteil vom 06.03.2025 – III ZR 137/24 –, dass 
die Prosavus AG neben den anderen Gesellschaften der Gruppe, für 
den entstandenen Schaden des Klägers gesamtschuldnerisch haftet 
(§ 840 Abs. 1 BGB). Das Verhalten des Vorstandsvorsitzenden erfülle 
den Tatbestand des banden- und gewerbsmäßigen Betrugs (§ 263 
Abs. 1 und 5 StGB) sowie des Kapitalanlagebetrugs (§ 264a Abs. 1 
Nr. 1 StGB). Die Tatbestandsverwirklichung wurde in mittelbarer 
(Mit-)Täterschaft begangen – die unmittelbare Kommunikation mit 
den Anlegern erfolgte durch nichtsahnende Vermittler.

Die Prosavus AG hafte über § 31 BGB, da der Vorstand in „amtlicher“ 
Eigenschaft gehandelt habe. Dabei sei es irrelevant, ob der Vor-
stand direkten Kontakt zu den Geschädigten hatte. Maßgeblich sei 
allein das schädigende Verhalten innerhalb der ihm zugewiesenen 
Aufgaben.

Sind Organe mehrerer juristischer Personen identisch besetzt, kann 
jede Gesellschaft haften, wenn das Organ in unterschiedlichen 
Funktionen beiträgt – selbst wenn kein direkter Kontakt zu den 
Anlegern besteht.

Der BGH bekräftigte außerdem, dass der Schaden eines Anlegers 
bereits mit der Anlageentscheidung entsteht – unabhängig davon, 
ob die Anlage gänzlich wertlos ist oder nur teilweise hinter der 
versprochenen Werthaltigkeit zurückbleibt.

Im Ergebnis bestätigte der BGH den Schadensersatzanspruch des 
Klägers gegen die Prosavus AG und somit den Anspruch auf Fest-
stellung zur Insolvenztabelle.

III. Hinweise für die Praxis

Die Entscheidung verdeutlicht, dass Unternehmen auch dann 
haftbar gemacht werden können, wenn sie nicht unmittelbar mit 
den Geschädigten interagieren –maßgeblich ist das Verhalten des 
Organs innerhalb seines Aufgabenbereichs.

Unternehmen sollten daher ihre Compliance-Strukturen überprüfen, 
ihre Organe sorgfältig auswählen, regelmäßig kontrollieren und 
interne Kontrollmechanismen stärken, insbesondere bei komplexen 
Geschäftsmodellen mit mehreren verbundenen Gesellschaften.

Für Geschädigte eröffnet das Urteil neue Chancen, ihre Forderungen 
auch gegen weitere beteiligte Konzerngesellschaften geltend zu 
machen – und so ihre Insolvenzquote zu verbessern.

Steuerliches Investitionssofortpro-
gramm – Bundesregierung bringt 
erste Steuergesetze auf den Weg

Mit dem „Gesetz für ein steuerliches Investitionssofortpro-
gramm zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland“ 
hat die neue Bundesregierung ihr erstes steuerliches Projekt 
vorgelegt. Ziel ist es, Investitionen anzukurbeln, Liquidität in 
den Unternehmen zu stärken und die steuerlichen Rahmen-
bedingungen langfristig zu verbessern, um damit die Attrak-
tivität des Wirtschaftsstandortes Deutschland insgesamt 
langfristig zu steigern.
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Gesetzgebungsverfahren

Der Entwurf wird zunächst dem Bundesrat zur Stellungnahme 
zugeleitet. Erst danach befasst sich der Finanzausschuss des Bun-
destages mit dem Gesetz. Da bislang keine Abstimmung mit den 
Ländern erfolgt ist, bleibt abzuwarten, wie der Bundesrat reagiert. 
Es ist derzeit offen, ob das Gesetz das parlamentarische Verfahren 
noch vor der Sommerpause durchlaufen wird. Am 23. Juni 2025 
ist eine Anhörung im Finanzausschuss geplant.

Zentrale steuerliche Änderungen

Im Folgenden sind die zentralen steuerlichen Maßnahmen aufge-
führt, die im Rahmen des steuerlichen Investitionssofortprogramms 
vorgesehen sind:

• Degressive AfA als „Investitions-Booster”
Für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die 
zwischen dem 1. Juli 2025 und 31. Dezember 2027 angeschafft 
werden, kann eine degressive Abschreibung von bis zu 30 % in 
Anspruch genommen werden.

• Sonder-AfA für reine Elektrofahrzeuge
Reine Elektrofahrzeuge können mit festen, arithmetisch-degres-
siven Sätzen über sechs Jahre abgeschrieben werden. Im ersten 
Jahr ist ein AfA-Satz von 75 % vorgesehen.
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• Anhebung der Preisgrenze bei der 0,25 %-Dienstwagenre-
gelung
Der Bruttolistenpreis für die begünstigte Besteuerung von Elektro-
Dienstwagen steigt ab dem 1. Juli 2025 von EUR 70.000,00 auf 
EUR 100.000,00.

• Stufenweise Senkung des Körperschaftsteuersatzes ab 1. 
Januar 2028
Der Körperschaftssteuersatz sinkt jährlich um einen Prozent-
punkt – von 15 % auf 10 % ab dem Veranlagungszeitraum 2032.

• Reduzierter Thesaurierungssteuersatz (§ 34a EStG)
Der Steuersatz für nicht entnommene Gewinne wird ab 2028 in 
drei Stufen gesenkt und soll ab dem Veranlagungszeitraum 2032 
25 % betragen (derzeit 28,25 %).

• Erweiterung der Forschungszulage ab 2026
Für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, die ab dem 1. Januar 
2026 beginnen, werden zusätzlich auch Gemein- und sonstige 
Betriebskosten pauschal mit 20 % der förderfähigen Aufwen-
dungen berücksichtigt – inklusive Auftragsforschung. Gleichzeitig 
wird die maximale Bemessungsgrundlage für förderfähige Auf-
wendungen von EUR 10 Mio. auf EUR 12 Mio. angehoben.

Der weitere Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens bleibt abzuwar-
ten – insbesondere mit Blick auf die Zustimmung des Bundesrats. 
Über den Fortgang des Gesetzgebungsverfahrens halten wir Sie an 
gewohnter Stelle informiert.

BAG: Kein Verzicht auf den gesetzli-
chen Mindesturlaubsanspruch

Kündigungsschutzverfahren enden sehr häufi g durch einen 
gerichtlichen Vergleich. In diesem Zusammenhang wer-
den auch Regelungen zum Umgang mit etwaigen Urlaubs- 
und Urlaubsabgeltungsansprüchen getroffen. Nun hat das 
Bundesarbeitsgericht (BAG) mit Urteil vom 3. Juni 2025 (9 
AZR 104/24) eine für die Vergleichspraxis bedeutende Ent-
scheidung über die Verfügbarkeit des gesetzlichen Mindest-
urlaubsanspruchs veröffentlicht.

Das Urteil, dessen Entscheidungsgründe zum jetzigen Zeitpunkt 
(Stand: 13. Juni 2025) noch nicht veröffentlicht sind, erging über die 
Klage eines Arbeitnehmers auf Abgeltung des gesetzlichen Mindest-
urlaubs für 7 Urlaubstage aus dem Jahr 2023, in welchem der Kläger 
durchgängig arbeitsunfähig war. Das Arbeitsverhältnis endete am 
30.04.2023. Noch während des bestehenden Arbeitsverhältnisses 
schlossen die Parteien einen Prozessvergleich. Neben einer Abfi n-
dung (10.000 EUR) und dem Beendigungszeitpunkt (30.04.2023) 
regelte der Vergleich: „Urlaubsansprüche sind in natura gewährt“. 
Den Parteien war bekannt, dass der Arbeitnehmer arbeitsunfähig 
erkrankt war und seinen Urlaub aus dem Jahr 2023 nicht mehr in 
Anspruch nehmen konnte.

Das BAG hat diese Entscheidung in seiner Pressemitteilung vom 
3. Juni 2025 (zur Pressemitteilung) unter Einbeziehung europa-
rechtlicher und bundesurlaubsrechtlichen Wertungen begründet:

Rechtswidrigkeit des Verzichts

Die Übereinkunft „Urlaubsansprüche sind in natura gewährt“ war 
in der vorliegenden Fallgestaltung offensichtlich rechtswidrig und 
deshalb gem. § 134 BGB i.V.m. § 13 Abs. 1 S. 3 BUrlG unwirksam. 
Angesichts der Kenntnis über die durchgängige Arbeitsunfähigkeit 
und der damit verbundenen Nichtinanspruchnahme des Urlaubs 
bedeutete diese Regelung einen Verzicht auf den gesetzlichen 
Mindesturlaub nach § 3 BurlG bzw. einen Verzicht auf Urlaubs-
abgeltung. § 13 Abs. 1 S. 3 BUrlG verbietet solche für Arbeitnehmer 
nachteilige Abweichungen vom BUrlG.

Europarecht

Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2003/88/EG (Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates über bestimmte Aspekte der Arbeits-
zeitgestaltung) bestimmt, dass der bezahlte Mindestjahresurlaub 
– außer bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses – nicht durch 
eine fi nanzielle Vergütung ersetzt werden kann. Hieraus lässt sich 

– so das BAG – ableiten, dass der Arbeitnehmer im bestehenden 
Arbeitsverhältnis nicht gegen und erst recht nicht ohne fi nanziellen 
Ausgleich auf seinen gesetzlichen Mindesturlaub verzichten kann.

Kein Tatsachenvergleich

Bei der Formulierung „Urlaubsansprüche sind in natura gewährt“ 
handelt es sich um einen sog. Tatsachenvergleich. Im Gegensatz 
zum Rechtsvergleich, der das rechtliche „Schicksal“ von Ansprü-
chen regeln sollen, wollen die Parteien beim Tatsachenvergleich 
eine bestehende Ungewissheit über die tatsächlichen Voraussetzun-
gen eines Anspruchs durch gegenseitiges Nachgeben ausräumen. 
Eine solche Unsicherheit bestand aber nach Auffassung des BAGs 
nicht, weil den Parteien die durchgängige Arbeitsunfähigkeit des 
Arbeitnehmers im betreffenden Urlaubsjahr bis zur Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses bekannt war. Infolgedessen lag auch hier 
eine Abweichung zuungunsten des Arbeitnehmers vor, die gem. § 
13 Abs. 1 S. 3 BUrlG unwirksam war.

Bedeutung für die Praxis

Das BAG hat mit seiner Entscheidung einmal mehr die 
Bedeutung des gesetzlichen Mindesturlaubs hervorgehoben. 

Franziska Häcker
Partnerin, Rechtsanwältin, Fachan-
wältin für Arbeitsrecht, Fachanwältin 
für Handels- und Gesellschaftsrecht

+49 (0) 391 5628 6917

f.haecker@eureos.de

Dr. Valeska Tkotsch
Associate, Rechtsanwältin

+49 (0) 341 9999 21312

v.tkotsch@eureos.de
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In diesem Zusammenhang war es in der vorliegenden Fallgestaltung 
sogar unschädlich, dass der Arbeitnehmer den Prozessvergleich in 
Kenntnis der rechtlichen Bedenken zur Wirksamkeit des Verzichts 
abgeschlossen und gleichwohl Urlaubsabgeltung nachträglich ein-
geklagt hat (widersprüchliches Verhalten).

Die hiesige Entscheidung des BAG bezog sich auf den Vergleichs-
schluss während des bestehenden Arbeitsverhältnisses, weil ein 
Verzicht auf den gesetzlichen Mindesturlaub bzw. Urlaubsabgeltung 
in diesem Fall nicht möglich ist. Auch in früheren Entscheidungen 
hat das BAG einen Verzicht auf Urlaubs- und Urlaubsabgeltungs-
ansprüche in Aufhebungsverträgen, Vergleichen oder auch in 
Abgeltungsklauseln im laufenden Arbeitsverhältnis abgelehnt.

Bei einer Vereinbarung nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
kann ein Verzicht auf die Urlaubsabgeltung nach höchstrichterlicher 
Rechtsprechung wirksam sein, weil es sich hierbei um einen reinen 
Geldanspruch handelt und der Arbeitnehmer zu diesem Zeitpunkt 
nicht mehr schutzbedürftig ist (BAG vom 14. Mai 2013 – 9 AZR 
844/11). Dies ist vom jeweiligen Einzelfall abhängig.

Zusammenfassend ist vor einem Vergleichsschluss stets sorgfältig 
zu prüfen,

• ob und in welchem Umfang noch Urlaubsansprüche bestehen,

• ob und in welchem Umfang diese noch in Anspruch genommen 
werden können (im laufenden Arbeitsverhältnis, z.B. durch Ertei-
lung oder Anrechnung auf Freistellung),

• ob und inwieweit diese abgegolten werden müssen (bei been-
detem Arbeitsverhältnis),

• ob im Einzelfall ein Verzicht zulässig ist.

BFH stärkt Immobiliengesellschaf-
ten: Verkaufswelle im sechsten Jahr 
bleibt steuerbegünstigt

Der Bundesfi nanzhof bestätigt: Auch bei einer Vielzahl von 
Objektverkäufen im sechsten Jahr kann die erweiterte Kür-
zung nach § 9 GewStG greifen – sofern keine Hinweise auf 
eine frühzeitige Verkaufsabsicht bestehen. Ein wichtiger 
Erfolg für vermögensverwaltende Immobiliengesellschaften 
und ein Dämpfer für die pauschale Anwendung der Drei-
Objekt-Grenze.

Sören Münch
Partner, Steuerberater

+49 (0) 341 9999 2101

s.muench@eureos.de

Enrico Klar 
Partner, Steuerberater, 
Fachberater für Unternehmens-
nachfolge (DStV e.V.)

+49 (0) 351 4976 1525

e.klar@eureos.de

I. Sachverhalt

Im zugrunde liegenden Verfahren streiten die Beteiligten über die 
gewerbesteuerliche Behandlung von Grundstücksveräußerungen 
durch die A GmbH in den Erhebungszeiträumen 2011 und 2013. 
Konkret war zu beurteilen, ob die A GmbH infolge der im Jahr 2013 
erfolgten Veräußerung von 13 Immobilienobjekten einen gewerb-
lichen Grundstückshandel betrieben hat, was im Ergebnis den 
Ausschluss von der erweiterten Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 
zur Folge hätte.

Die A GmbH hatte die betreffenden Grundstücke im Jahr 2007 
erworben und hielt sie über einen Zeitraum von mehr als fünf 
Jahren im Anlagevermögen. Erst im Jahr 2013 wurden 13 Objekte 
verkauft, weitere zwei folgten im Jahr 2015. Die Gesellschaft hatte 
zuvor ausschließlich eine vermögensverwaltende Tätigkeit in Form 
der Vermietung und Verpachtung ausgeübt. Die Finanzverwaltung 
erkannte die erweiterte Kürzung nach einer Betriebsprüfung nicht 
an, da sie einen gewerblichen Grundstückshandel unterstellte. Die 
daraufhin ergangenen geänderten Gewerbesteuermessbescheide für 
die Streitjahre wurden im Klageweg angegriffen.

II. Entscheidung

Der Bundesfi nanzhof (BFH) wies die Revision des Finanzamts gegen 
das stattgebende Urteil des Finanzgerichts Münster (Urteil vom 
26. April 2023 – 13 K 3367/20 G) als unbegründet zurück. Nach 
Auffassung des BFH liegt im Streitfall kein gewerblicher Grund-
stückshandel vor. Die Voraussetzungen für die erweiterte Kürzung 
gem. § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG seien erfüllt.
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Zwar wurde mit der Veräußerung von mehr als drei Objekten die 
sog. Drei-Objekt-Grenze überschritten, allerdings erfolgten sämtliche 
Veräußerungen erstmalig nach Ablauf eines mehr als fünfjährigen 
Zeitraums seit dem Erwerb. Damit fehle es an dem für die Annahme 
eines gewerblichen Grundstückshandels erforderlichen engen zeit-
lichen Zusammenhang zwischen Erwerb und Verkauf. Die innerhalb 
der ersten fünf Jahre unterlassene Veräußerung oder Vorbereitungs-
handlungen spreche gegen eine bereits bei Erwerb bestehende, 
zumindest bedingte Veräußerungsabsicht. Die Grundstücke stellen 
somit bereits keine so genannten Zählobjekte dar. Auf die Anzahl 
der verkauften Objekte kam es daher gar nicht mehr an.

Zu den weiteren wesentlichen Umständen zähle der Tod des 
Geschäftsführers C im Jahr 2012. Dieser Einschnitt in die Unter-
nehmensstruktur stelle ein außerordentliches Ereignis dar, das 
Auswirkungen auf die Unternehmensentscheidungen hatte. Der 
verbliebene Geschäftsführer B übernahm die alleinige Geschäfts-
führung. Auch daraus ergebe sich kein Hinweis auf eine schon 
beim Erwerb bestehende Verkaufsabsicht, sondern vielmehr auf 
eine erst nachgelagerte Entscheidung zur Veräußerung im Rahmen 
einer geänderten Geschäftsführung und möglicherweise veränderter 
wirtschaftlicher Gegebenheiten.

Der BFH stellt klar, dass die Drei-Objekt-Grenze zwar eine wichtige 
Indizwirkung entfaltet, jedoch keine unwiderlegbare Vermutung dar-
stellt. Vielmehr sei stets eine einzelfallbezogene Gesamtwürdigung 
erforderlich. Das Finanzgericht habe rechtsfehlerfrei festgestellt, 
dass im konkreten Fall keine weiteren objektiven Umstände für 
eine von Anfang an bestehende Verkaufsabsicht erkennbar seien.

Zu beachten ist aber, dass der BFH nicht per se die Anwendung 
der Drei-Objekt-Grenze für Immobilien, die länger als fünf Jahre 
gehalten worden sind, verneint. In dem Urteil kann man aber auch 
erkennen, dass der BFH einen Unterschied sieht, ob die Objekte 
innerhalb von fünf Jahren oder außerhalb von fünf Jahren veräußert 
werden. Während bei Verkäufen innerhalb von fünf Jahren durch das 
Überschreiten der Drei-Objekt-Grenze eine bedingte Veräußerungs-
absicht indiziert wird und damit ein Grundstückshandel vorliegt, 
müssen bei Verkäufen außerhalb des Fünfjahreszeitraums (und 
im besonderen Maße bei erstmaligem Verkauf danach) neben 
dem Überschreiten der Drei-Objekt-Grenze ausdrücklich weitere 
Beweisanzeichen hinzutreten, um einen von Anfang an vorliegenden 
Grundstückshandel annehmen zu können.

III. Fazit

Die Entscheidung des BFH verdeutlicht, dass bei erstmaligen Grund-
stücksveräußerungen außerhalb des regulären Fünfjahreszeitraums 
nicht ohne Weiteres auf einen gewerblichen Grundstückshandel 
geschlossen werden kann. Die Indizwirkung der Drei-Objekt-Grenze 
greift in solchen Fällen nicht automatisch. Für Kapitalgesellschaf-
ten bleibt die Möglichkeit zur Inanspruchnahme der erweiterten 
Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG auch bei einer Vielzahl 
von Verkäufen im sechsten Jahr erhalten, wenn keine konkreten 
Anhaltspunkte für eine frühzeitige Veräußerungsabsicht vorliegen. 
Die Entscheidung stärkt damit die Rechtsposition vermögensver-
waltender Immobiliengesellschaften.

Bauunternehmer in der Insolvenz: 
Was geschieht mit Abschlags- bzw. 
Vorauszahlungen und wer muss was 
beweisen?

Gerät ein Auftragnehmer in die Insolvenz, stellt sich für den 
Besteller regelmäßig die Frage, ob der Vertrag noch erfüllt 
wird und was mit bereits geleisteten Abschlags- bzw. Vor-
auszahlungen geschieht, wenn dies nicht der Fall ist. In sol-
chen Fällen droht eine Überzahlung, deren Rückforderung 
rechtlich und praktisch anspruchsvoll ist.

1. Sachverhalt

Der Besteller beauftragte den Unternehmer mit dem Ausbau des 
Daches zu einem Pauschalpreis von 120.000,00 EUR. Dem Auftrag 
lag kein Leistungsverzeichnis mit Einzelpreisen und voraussicht-
lichen Mengen zugrunde, sondern ein „Ausführungskonzept“ des 
Unternehmers.

Gemäß der Zahlungsvereinbarung zahlte der Besteller bei Auftrags-
erteilung im Juli einen ersten Teilbetrag in Höhe von 40.000,00 EUR 
sowie im Oktober einen weiteren Teilbetrag in gleicher Höhe. Der 
Unternehmer stellte seine im September begonnenen Arbeiten ab 
Mitte Dezember ein.

Nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens teilte der Insolvenzverwal-
ter dem Besteller mit, dass der Geschäftsbetrieb des Unternehmens 
eingestellt worden sei und der Vertrag nicht erfüllt werde (die 
Leistungen nicht fertiggestellt werden). Die Erteilung einer Schluss-
rechnung lehnte der Insolvenzverwalter ab und verwies den 
Besteller an den Unternehmer. Dieser reagierte nicht, sodass der 
Besteller den Insolvenzverwalter auf Erteilung einer prüffähigen 
Schlussrechnung in Anspruch nahm.

Das Landgericht verurteilte den Insolvenzverwalter, eine prüffähige 
Schlussrechnung über die zur Erfüllung des Bauvertrags erbrachten 
Leistungen unter Berücksichtigung der geleisteten Teilzahlungen zu 
erstellen. Das Oberlandesgericht wies die Berufung des Insolvenz-
verwalters zurück. Die Revision des Insolvenzverwalters hatte 
hingegen Erfolg.

Marko Harraß
Partner, Rechtsanwalt, Insolvenzver-
walter, Fachanwalt für Insolvenz- und 
Sanierungsrecht, Fachanwalt für 
Arbeitsrecht

+49 (0) 361 7893 3910

m.harrass@eureos.de

Stefan Näther
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s.naether@eureos.de
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2. Entscheidung

Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 7. November 2024 – IX 
ZR 179/23 die Urteile der Vorinstanzen aufgehoben und die Klage 
abgewiesen.

a) Insolvenzrechtlicher Teil der Entscheidung:

Der Besteller hat keinen Anspruch auf Erstellung der Schluss-
rechnung gegen den Insolvenzverwalter, solange weder die 
Hauptforderung zur Tabelle angemeldet worden ist noch der 
Anmeldung widersprochen wurde.

Nach Auffassung des BGH ist der Insolvenzverwalter zur Auskunft 
verpflichtet, wenn diese zur Vorbereitung eines Anspruchs erforder-
lich ist, der sich gegen die Insolvenzmasse richtet. Der Anspruch 
auf Erteilung einer Schlussrechnung dient jedoch nicht der Vor-
bereitung eines Aussonderungs- oder Absonderungsrechts oder 
einer Masseforderung. Der Rückzahlungsanspruch des Bestellers 
wegen überhöhter Vorauszahlungen stellt vielmehr eine Insolvenz-
forderung nach § 38 InsO dar.

Insolvenzforderungen können gem. § 87 InsO nur nach den Vor-
schriften der Insolvenzordnung durchgesetzt werden. Sie sind 
gemäß § 174 InsO zunächst zur Insolvenztabelle anzumelden. Die 
angemeldete Forderung ist dabei auch der Höhe nach durch den 
Gläubiger zu beziffern (§ 174 Abs. 2 InsO).

b) Der baurechtliche Teil der Entscheidung:

Einen Anspruch auf Erstellung der Schlussrechnung hat der Bestel-
ler gegen den Unternehmer. Nach Kündigung des Werkvertrags aus 
wichtigem Grund steht dem Unternehmer nur die Vergütung für die 
bis dahin erbrachten Leistungen zu (§ 648a Abs. 5 BGB).

Sind Voraus- und Abschlagszahlungen vereinbart, verpflichtet das 
den Unternehmer zugleich zur Abrechnung seiner endgültigen 
Vergütung unter Berücksichtigung der geleisteten Voraus- und 
Abschlagszahlungen in einer Schlussrechnung. Diese Pflicht ergibt 
sich, unabhängig von einer ausdrücklichen vertraglichen Regelung, 
aus dem vorläufigen Charakter von Voraus- und Abschlagszahlun-
gen. Dies gilt auch bei Pauschalpreisverträgen.

Fordert der Besteller eine Rückzahlung seiner Vorauszahlung, nach-
dem der Unternehmer Leistungen erbracht hat, muss er schlüssig 
einen Saldoüberschuss darlegen. Dazu genügt eine Abrechnung, 
aus der hervorgeht, dass die Vorauszahlungen den Vergütungs-
anspruch übersteigen. Der Besteller darf sich hierbei auf den ihm 
bekannten Sachverhalt stützen, soweit er diesen nach zumutba-
rer Ausschöpfung seiner Erkenntnisquellen ermitteln konnte. Der 
Unternehmer muss dann darlegen und beweisen, dass er berechtigt 
ist, die Voraus- und Abschlagszahlungen zu behalten.

Welcher Vortrag vom Besteller im Fall der Abrechnung eines 
gekündigten Pauschalpreisvertrags ohne Detailpreisverzeichnis 
unter zumutbarer Ausschöpfung der ihm zur Verfügung stehenden 
Quellen verlangt werden kann, um eine Werklohnvorauszahlung 
zurückzufordern, richtet sich nach den Gesamtumständen, insbe-
sondere nach dem Inhalt des Vertrags und etwaiger vorvertraglicher 
Absprachen. Kennt der Besteller die Kalkulation des Unternehmers 

nicht und kann er nicht aufgrund anderer Umstände das vertrag-
liche Preisniveau darstellen, obliegt dem Unternehmer insoweit 
die Darlegungslast.

An dieser Verteilung der Darlegungs- und Beweislast ändert die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens nichts. Der Besteller kann die 
Höhe seiner Forderung bei der Anmeldung zur Insolvenztabelle 
entsprechend dem Vorstehenden gemäß § 45 InsO schätzen. Der 
Insolvenzverwalter ist dann verpflichtet, die von ihm für berechtigt 
gehaltene Forderung substantiiert darzulegen.

3. Praxishinweis

Fast schon ein „Klassiker“ – bekannte baurechtliche Fragen in 
insolvenzrechtlichem Gewand.

Die Abrechnung von Pauschalpreisverträgen ohne detailliertes 
Leistungsverzeichnis bereitet in der Praxis regelmäßig erhebliche 
Schwierigkeiten.

Ohne Leistungsverzeichnis mit Einheitspreisen ist die nachträgliche 
Bewertung der erbrachten Leistungen erheblich erschwert. Der 
Unternehmer muss die erbrachten Leistungen aufgliedern und mit 
Einzelpreisen belegen, die nachvollziehbar aus der ursprünglich 
vereinbarten Kalkulation abgeleitet sein müssen. Der Besteller 
wiederum muss den Umfang der nicht erbrachten Leistungen dar-
legen und bewerten – soweit es ihm nach den Umständen zumutbar 
ist. Gegebenenfalls kann eine gewerkeweise Aufstellung genügen.
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Wir beraten persönlich. 

Unsere Branchenexpertise lebt vom Perspektivwechsel. Wir denken aus Sicht der 
unterschiedlichsten Marktteilnehmer und arbeiten interdisziplinär, um Ihnen stets 
die beste Beratung bieten zu können.
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Der gebürtige Ilmenauer studierte Rechtswissenschaften an der 
Friedrich-Schiller-Universität Jena und ist seit 2004 als Rechts-
anwalt zugelassen. Er verfügt über viele Jahre Berufserfahrung in 
verschiedenen namhaften Wirtschaftskanzleien im Bereich des 
Arbeits- und Insolvenzrechts, unter anderem in Leipzig, Dresden, 
Chemnitz und Erfurt.

Seit 2013 ist Marko Harraß Fachanwalt für Arbeitsrecht und seit 
2019 zudem Fachanwalt für Insolvenz- und Sanierungsrecht. Seit 
2016 wird er von verschiedenen Amtsgerichten zum Insolvenzver-
walter bestellt (Erfurt, Meiningen, Mühlhausen, Coburg, Eschwege, 
Fulda und Neubrandenburg). Im Bereich Sanierungsberatung 
führt er als (generalbevollmächtigter) Schuldnervertreter oder 
Sanierungsgeschäftsführer Unternehmen durch eigenverwaltete 
Insolvenzverfahren oder außergerichtlichen Restrukturierungsver-
fahren (StaRUG). Daneben bearbeitet er arbeitsrechtliche Mandate 
und Mandate mit insolvenzspezifi schem Bezug.

Mit dem Wechsel von Marko Harraß integriert eureos künftig das 
Geschäftsfeld Insolvenzverwaltung in sein Beratungsspektrum und 
baut den Bereich Sanierungs- und Restrukturierungsberatung im 
Sinne der multidisziplinären Ausrichtung weiter aus.

Dr. Ralph Bartmuß, Rechtsanwalt und Steuerberater sowie 
Geschäftsführer bei eureos, begrüßt den Neuzugang: „Mit 
Rechtsanwalt Marko Harraß verbindet uns eine jahrelange erfolg-
reiche und sehr kollegiale Zusammenarbeit im Insolvenz- und 

Sanierungsgeschäft. Wir sind daher außerordentlich glücklich, dass 
wir diese Zusammenarbeit nun auf eine stabile und dauerhafte 
Basis stellen können und er fortan nicht nur als Sparringspartner 
für die eureos corporate fi nance gmbh zur Verfügung steht, sondern 
sich geradezu ideal in das eureos-Beratungsspektrum einfügt. Durch 
seine Tätigkeit am Standort Erfurt verstärken wir zudem unsere 
Präsenz in der Region.“

Wir begrüßen Marko Harraß sehr herzlich im Partnerkreis und 
freuen uns auf die Zusammenarbeit! Auch künftig bietet eureos 
persönliche Ansprechpartner und individuelle Lösungen für Ihre 
rechtlichen, steuerlichen und betriebswirtschaftlichen Fragestel-
lungen sowie im Bereich der Abschlussprüfung.

Von der Praktikantin zur Steuerbera-
terin – ein Erfolgsweg bei eureos

Wir gratulieren Theresa Prax zur Bestellung als Steuerbera-
terin.

eureos-News
Einstieg in die Insolvenzverwaltung: 
Rechtsanwalt Marko Harraß wech-
selt als Partner zu eureos

Mit Wirkung zum 1. April 2025 steigt eureos in die Insol-
venzverwaltung ein und verstärkt sich mit Herrn Rechtsan-
walt Marko Harraß am Standort Erfurt. Als Fachanwalt für 
Insolvenz- und Sanierungsrecht, Fachanwalt für Arbeitsrecht 
sowie Insolvenzverwalter bringt er jahrelange Erfahrung in 
der Insolvenzverwaltung sowie der Sanierungs- und Restruk-
turierungsberatung mit.

Marko Harraß
Partner, Rechtsanwalt, Insolvenzver-
walter, Fachanwalt für Insolvenz- und 
Sanierungsrecht, Fachanwalt für 
Arbeitsrecht

+49 (0) 361 7893 3910

m.harrass@eureos.de

Dr. Ralph Bartmuß 
Partner, Rechtsanwalt, Steuerberater

+49 (0) 351 4976 1501

r.bartmuss@eureos.de

Arell Buchta
Partner, Rechtsanwalt, Steuerberater,
Fachberater für internationales 
Steuerrecht

+49 (0) 351 4976 1502

a.buchta@eureos.de

Theresa Prax
Associate, Steuerberaterin

+49 (0) 351 4976 15319

t.prax@eureos.de

Theresa Prax wurde durch die Steuerberaterkammer des Freistaates 
Sachsen zur Steuerberaterin bestellt – und wir bei eureos freuen 
uns ganz besonders mit ihr. Denn ihr Weg begann nicht erst vor 
Kurzem, sondern bereits vor vielen Jahren – als Praktikantin in 
unserer Niederlassung Dresden.

Theresa Prax, geboren 1987 in Dresden, studierte Wirtschaft und 
Recht an der TU Dresden mit dem Schwerpunkt auf Unternehmens- 
und Steuerrecht. Bereits während des Studiums sammelte sie erste 
Praxiserfahrungen bei eureos – zunächst als Praktikantin, später 
als Werkstudentin. Nach einem kurzen Zwischenstopp bei Forvis 
Mazars GmbH & Co. KG in Dresden kehrte sie 2021 zurück – diesmal 
als Consultant in unserem Team.

Heute ist Theresa Prax vor allem in der steuerlichen Beratung 
von Unternehmen verschiedener Rechtsformen tätig, begleitet 
Umstrukturierungen und unterstützt Mandanten in Fragen des 
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Ertrags-, Verfahrens- und Umsatzsteuerrechts. Ihr fachliches Kön-
nen, ihre Sorgfalt und ihr kollegiales Wesen schätzen wir sehr 
– ebenso wie ihr Engagement über den berufl ichen Kontext hinaus.

Neben ihrer Tätigkeit bei eureos ist Theresa leidenschaftliche 
Tanzsportlerin, Übungsleiterin in mehreren gemeinnützigen Sport-
vereinen und zweifache Mutter. Die Verbindung aus fachlicher 
Stärke, persönlichem Einsatz und menschlicher Nahbarkeit macht 
sie zu einer großen Bereicherung für unser Team.

Diese Bestellung zur Steuerberaterin ist nicht nur ein persönlicher 
Erfolg, sondern auch Ausdruck gelebter Entwicklungsmöglichkeiten 
bei eureos. Wir freuen uns sehr über diesen wichtigen Karriere-
schritt und auf den weiteren gemeinsamen Weg.

Laufspaß im Regen: eureos war 
auch 2025 bei der REWE Team Chal-
lenge Dresden!

Bei der diesjährigen 
REWE Team 
Challenge, einem der 
größten Firmenläufe 
Deutschlands, war 
eureos mit gleich zwei 
Teams am Start – und 
beide haben dem Wetter 
erfolgreich getrotzt.

Mit bunt gemischten Lauf-Playlists, jeder Menge Teamspirit und 
noch mehr guter Laune wurden 5 Kilometer durch die Dresdner 
Innenstadt gelaufen.

Über 30.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus mehr als 4.000 
Unternehmen machten schon den Startbereich zu einem echten 
Erlebnis: bunte Regencapes, singende Kollegen und das legendäre 
„Singin’ in the Rain“ aus den Lautsprechern.

Dirk-Ulrich Krüger, CFA
Partner

+49 (0) 351 4976 15901

d-u.krueger@eureos.de

Die Strecke führte vorbei an historischen Sehenswürdigkeiten 
Dresdens, durch zwei energiegeladene Powerzonen – am Tunnel 
Wiener Platz und entlang der Lingnerallee – und schließlich auf 
rotem Teppich ins Ziel im Rudolf-Harbig-Stadion.

eureos-Partner Dr. Ralph Bartmuß ist ganz spontan für einen 
erkrankten Kollegen eingesprungen – und lief daher die 5 km mit 
dem Namensschild „Kamil“ auf der Brust.

Herzlichen Glückwunsch an alle Läufer! Und von Herzen Danke 
an alle, die dabei waren, angefeuert oder einfach nur mitgefi ebert 
haben. Wir sehen uns nächstes Jahr am Start wieder!
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Wir suchen Sie!
Sie suchen keinen Job, sondern eine Herausforderung? Eine Arbeit, bei der Sie selbstbestimmt und fl exibel sind, in der die Work-Life-
Balance gelebt wird? Außerdem arbeiten Sie gerne in einem multidisziplinären Kompetenzteam und wollen Ihre eigene Zukunft ebenso 
aktiv mitgestalten wie den Erfolg des Unternehmens?

Dann sind Sie bei uns genau richtig. Bereichern Sie unser Team mit Ihrer Persönlichkeit und Ihrem Wissen!

Stellenanzeigen

www.eureos.de/karriere

Wir bieten mehr als nur einen Job. Machen Sie Ihren nächsten berufl ichen Schritt und werden Sie Teil der eureos-Familie. Wir sind eine 
Steuerberatungs- und Rechtsanwaltsgesellschaft mit Standorten in Leipzig, Dresden, Chemnitz, Magdeburg und Erfurt. Unser Fokus liegt auf 
der hochqualifi zierten rechtlichen und steuerlichen Beratung des Mittelstandes, der öffentlichen Hand und internationaler Mandanten. Vor 
über zehn Jahren als multidisziplinäres Wirtschaftsberatungsunternehmen gegründet, führt eureos heute das Ranking als eine der besten 
Beratungsgesellschaften im Osten Deutschlands an. Zum Team von eureos gehören aktuell 105 Mitarbeiter, darunter 42 Rechtsanwälte, 
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer und Unternehmensberater. 

Steuerberater/in (m/w/d)
Leipzig, Dresden, Chemnitz, Magdeburg, Erfurt

Rechtsanwalt/ Rechtsanwältin (m/w/d)
Leipzig, Dresden, Chemnitz, Magdeburg, Erfurt

Consultant in der Steuerberatung (m/w/d)
Leipzig, Dresden, Chemnitz, Magdeburg, Erfurt

Steuerfachangestellte/r, Steuerfachwirt/in oder Buchhalter/in (m/w/d)
Leipzig, Dresden

(Senior) Consultant mit Berufserfahrung für die Corporate Finance Beratung (m/w/d)
Leipzig, Magdeburg, Erfurt

Rechtsanwaltsfachangestellte/r (m/w/d)
Leipzig, Dresden, Chemnitz, Magdeburg, Erfurt

Aline Legler
Recruiting

+49 (0) 341 9999 2106

a.legler@eureos.de

Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann freuen wir uns auf Ihre 
aussagekräftigen und vollständigen Bewerbungsunterlagen, gern per Bewerber-
formular unter www.eureos.de/karriere oder E-Mail.

Werden Sie Teil der eureos-Familie! 
Finden Sie hier alle offenen Stellen 
an unseren fünf Standorten und 
bewerben Sie sich jetzt:
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Über eureos 
eureos steht für einen umfassenden interdisziplinären und persönlichen Beratungsansatz und 

bietet individuelle und hochspezialisierte Lösungen zu allen Fragen des Steuer- und Wirt-

schaftsrechts, der Wirtschaftsprüfung und der betriebswirtschaftlichen Beratung. Mit mehr 

als 130 Mitarbeitern betreut eureos Mandate national und international und ist in Dresden, 

Leipzig, Chemnitz, Magdeburg und Erfurt mit eigenen Standorten präsent. Das Beratungsan-

gebot richtet sich insbesondere an mittlere und große Unternehmen aller Rechtsformen (Kapi-

tal- und Personengesellschaften) und Branchen. Besondere Beratungsschwerpunkte bestehen 

im Bereich der Restrukturierung von Unternehmen, der M&A-Beratung, der Besteuerung inter-

national tätiger Unternehmen, bei Unternehmen der öffentlichen Hand und Non-Profit-Orga-

nisationen sowie Familienunternehmen.

eureos. Wir beraten persönlich.
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Veranstaltungen
Über das ganze Jahr hinweg bieten wir Ihnen verschiedene Veranstaltungsformate an, in denen wir Ihnen für Ihre Fragen und Anliegen 
persönlich zur Verfügung stehen. In unseren Fachveranstaltungen informieren wir Sie über aktuelle rechtliche, steuerliche und betriebs-
wirtschaftliche Entwicklungen und geben Ihnen praktische Anregungen für Ihre tägliche Arbeit. Bei unseren Netzwerkevents steht der 
persönliche Austausch im Vordergrund. Wir freuen uns auf viele neue Kontakte und inspirierende Gespräche!

Aktuelle Veranstaltungen
www.eureos.de/veranstaltungen/

15. Mitteldeutscher Arbeitsrechtsstamm-
tisch (MARS): Arbeitsrecht in herausfor-
dernden Zeiten: Aktuelle Themen und 
Zukunftsperspektiven
Experten-Forum für Arbeitsrecht und Personalmanagement 
03. September 2025, 16:00 - 20:00 Uhr 
»Deck 13« im MWG-Forum, Breiter Weg 25, 39104 Magdeburg

Unternehmen stehen derzeit unter erheblichem Transformations-
druck – Fachkräftemangel, Kostensteigerungen und zunehmende 
Regulierung fordern flexible Lösungen. Gleichzeitig schaffen 
aktuelle Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts, z. B. zum 
Annahmeverzugslohn und zur Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung, 
neue Handlungsspielräume für Arbeitgeber.

Unsere Referentinnen Franziska Häcker und Dr. Valeska Tkotsch 
geben Ihnen einen kompakten Überblick über die wichtigsten 
Urteile und deren praktische Umsetzung. Ergänzt wird die 
Veranstaltung durch einen Erfahrungsbericht von Michael 
Jakubek (Personalleiter, Mercer Stendal GmbH) aus der betrieb-
lichen Praxis und einer Podiumsdiskussion zu politischen 
Rahmenbedingungen.

Informationen zum Programm und zur Anmeldung finden 
Sie unter https://www.eureos.de/veranstaltungen/15-mittel-
deutscher-arbeitsrechtsstammtisch-mars/

18. Chemnitz im Dialog - Mittagstalk 
mit Claudia Baer und Katja Findeisen 
(Wendt & Kühn KG)
Tradition allein ist keine Strategie. 
11. September 2025, 11:45 - 14:00 Uhr
Restaurant alexxanders, Ludwig-Kirsch-Str. 9, 09130 Chemnitz

Große Marken haben oftmals eine lange Geschichte. Gute Marken 
erzählen diese Geschichte. Die besten Marken machen die eigene 
Geschichte zur Geschichte ihrer Fans. Claudia Baer und Katja 
Findeisen zeigen anhand wichtiger Stationen, wie die Werte der 
Firmenphilosophie immer mehr treue Kunden anziehen und 
wie die eigene Community die Geschichte des Unternehmens 
mitgestaltet.

Gemeinsam mit dem Unternehmerverband Sachsen und der 
Deutschen Bank Chemnitz laden wir Sie herzlich ein, einen 
spannenden „Chemnitz im Dialog“ mit uns zu erleben und in 
angenehmer Atmosphäre zu netzwerken.

Informationen zum Programm und zur Anmeldung finden 
Sie unter https://www.eureos.de/veranstaltungen/18-chem-
nitz-im-dialog-mittagstalk-mit-claudia-baer-und-katja-findeisen-
wendt-und-kuehn-kg/

2. Dialog zu Tisch - Business-Frühstück 
mit Benedict Rehbein (GOLD for Leip-
zig): Wie realistisch - und sinnvoll - sind 
Olympische Spiele für die Messestadt?
Von der Bewerbung 2012 bis zur Vision 2040:  
Kommt das Olympische Feuer nach Leipzig?
29. Oktober 2025, 08:15 - 10:30 Uhr 
Restaurant IMPERII, Brühl 72, 04109 Leipzig

„Leipzig und die Olympischen Spiele – da war doch was?“ 2012 
wollte die Messestadt Gastgeber sein, der damalige Bürgermeister 
Wolfgang Tiefensee setzte sich sogar ans Cello, um auf die Aus-
richtung einzustimmen. Genutzt hat es 2012 nichts (London schlug 
Leipzig), gebracht hat es eine ganze Menge: Noch heute zeugen 
viele städtische Bauten von der Bewerbung – und die Zeit bis zur 
Entscheidung hat ganz Leipzig in Bewegung gebracht.

Und weil es so schön war, bleibt die Idee bestehen: Leipzig hat 
– gemeinsam mit Berlin – erneut Interesse an einer Olympia-
Bewerbung angemeldet: 2040 soll es idealerweise soweit sein, 
zum Jubiläum der Wiedervereinigung und mit einem nachhaltigen 
Konzept. Dabei besticht die Region nicht nur mit olympiataug-
lichen Sportstätten und einer hohen Dichte an Sportvereinen, 
sondern auch mit Feuer und Flamme für eine Bewerbung: 
Nirgendwo sind die Zustimmungswerte für eine Ausrichtung so 
hoch wie in Leipzig.

Was GOLD for Leipzig vorhat, warum die Stadt erneut nach 
Olympia-Gold streben sollte und welchen Hebel Kommunikation 
dabei bewegen kann, erfahren Sie bei unserem eureos Business-
Frühstück: Benedict Rehbein steht als Gründungsmitglied und 
Kommunikationsexperte bereit, das Für und Wider zu beleuchten 
und die Erfolgs-Geheimnisse der Bewerbungsphase zu diskutieren.

Informationen zum Programm und zur Anmeldung finden 
Sie unter https://www.eureos.de/veranstaltungen/2-dialog-zu-
tisch-business-fruehstueck-mit-benedict-rehbein-gold-for-leip-
zig-olympia-bewerbung-2040/
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Vergangene Veranstaltungen (Auswahl)
www.eureos.de/veranstaltungen/#vergangen

Sie haben Anregungen oder Hinweise oder möchten sich mit einem Fachthema 
einbringen? Dann sprechen Sie uns einfach an!

Valeria Pehle
Event Manager

+49 (0) 351 4976 15337

v.pehle@eureos.de

eureos-Seminar: 6. Mitteldeutsches Ver-
waltungsforum - Vergabe- und Baurecht
Wichtige Tipps zur Vergabe von Architekten- und 
Ingenieurleistungen sowie Tücken bei der vertraglichen 
Abwicklung eines Bauvorhabens
14. Mai 2025, Magdeburg

Aufgrund der Komplexität von Bauvorhaben in technischer und 
zeitlicher Hinsicht können häufi g Fallstricke im Rahmen des 
Vergabeprozesses oder während der Bauphase entstehen, welche 
die Realisierung des Projektes (erheblich) verzögern und zu einer 
Kostensteigerung führen.

Während unseres Seminars erläuterten wir Ihnen, was bei der 
Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen zu beachten 
ist und besprachen die Tücken bei der vertraglichen Abwicklung 
des Bauvorhabens.

Einen Rückblick fi nden Sie unter https://www.eureos.de/ver-
anstaltungen/eureos-seminar-6-mitteldeutsches-verwaltungsfo-
rum-vergabe-und-baurecht/

2. Praxis-Workshop: Hochschul-
besteuerung
Praxisnaher Workshop zu aktuellen Themen der 
Hochschulbesteuerung mit Erfahrungsaustausch & 
Vernetzungsmöglichkeit
21. Mai 2025, Leipzig

Die Besteuerung von Hochschulen und Universitäten ist vielfältig 
und spannend zugleich. Immer neue Herausforderungen treten 
in unseren Arbeitsalltag. Daher hatten wir wieder ein Potpourri 
an Themen für Sie zusammengestellt, die wir im Rahmen von 
Impulsvorträgen zur Diskussion stellten. 

Die genaue Auswahl der Themen, die im Workshop behandelt 
wurden, erfolgten je nach Interessenslage der Teilnehmer. Dafür 
erfolgte im Vorfeld des Workshops eine Online-Umfrage, nach 
deren Ergebnis die Themen priorisiert wurden. 

Einen Rückblick fi nden Sie unter https://www.eureos.de/ver-
anstaltungen/2-praxis-workshop-hochschulbesteuerung/

11. eureos OPEN WATER CUP
Das etwas andere Netzwerktreffen
18. Juni 2025, Leipzig

Wer dabei war, hat es gespürt: Diese besondere Mischung aus 
Spannung, Teamgeist und echtem Miteinander, die den eureos 
OPEN WATER CUP seit nunmehr elf Jahren ausmacht. Auf dem 
Wasser ging es mit vollem Einsatz um das goldene Paddel, an 
Land wurde gelacht, gefeiert und genetzwerkt. 

Egal ob Geschäftsführer, Mitarbeiter oder Werkstudent – bei 
150m-Sprints im Elsterfl utbett saßen alle im selben Boot. 
Unterstützt wurden alle Teams von Weltklasse-Athleten wie 
Olympiamedaillen-Gewinner und Canadier-Weltmeister Peter 
Kretschmer, die die Boote sicher ins Ziel steuerten.

Einen Rückblick fi nden Sie unter https://www.eureos.de/ver-
anstaltungen/11-eureos-open-water-cup/

17. Chemnitz im Dialog - Mittagstalk 
mit Dr. Daniel Daum und Torsten Kle-
ditzsch (Freie Presse Mediengruppe)
Abenteuer Digitalisierung – Ein regionales Medienhaus im 
Wandel
26. Juni 2025, Chemnitz

Digitalisierung bietet spannende Chancen für die Medienwelt. 
Geschäftsführer Dr. Daniel Daum und Chefredakteur Torsten 
Kleditzsch von der Freie Presse Mediengruppe gaben inspirierende 
Einblicke in ihre Initiativen und Strategien.

Die Teilnehmer erfuhren aus erster Hand, wie ein regionales 
Medienhaus den digitalen Wandel aktiv mitgestaltet und wie 
Medien beim Nutzer durch Transparenz und Qualität neues Ver-
trauen in Zeiten der Desinformation aufbauen.

Gemeinsam mit dem Unternehmerverband Sachsen und der 
Deutschen Bank Chemnitz luden wir Sie herzlich ein, einen 
spannenden „Chemnitz im Dialog“ mit uns zu erleben und in 
angenehmer Atmosphäre zu netzwerken.

Einen Rückblick fi nden Sie unter https://www.eureos.de/ver-
anstaltungen/17-chemnitz-im-dialog-mittagstalk-mit-dr-daniel-
daum-torsten-kleditzsch/
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